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674: Zur Aufklärungspflicht des Werkunternehmers bei vereinbartem Preis für die anwaltliche Korrespondenz (H)


MUSTERFORMULIERUNG

Nach §§ 311 Abs. 2, 241 Abs. 2 BGB besteht bei Anbahnung eines Vertragsverhältnisses eine Aufklärungspflicht einer Vertragspartei hinsichtlich derjenigen Umstände, die erkennbar für die Willensbildung der anderen Vertragspartei von ausschlaggebender Bedeutung sind, und deren Mitteilung zumutbar ist sowie nach Treu und Glauben erwartet werden kann. Das Bestehen und der Umfang der Aufklärungspflicht richten sich nach den Umständen des Einzelfalls, insbesondere nach der Person der anderen Vertragspartei und deren erkennbarer Geschäftserfahrenheit oder unerfahrenheit. Allerdings ist eine Vertragspartei nicht gehalten, der anderen Vertragspartei das Vertragsrisiko abzunehmen. Grundsätzlich muss in der Marktwirtschaft derjenige, der den Abschluss eines Vertrags beabsichtigt, selbst prüfen und entscheiden, ob dieser für ihn vorteilhaft ist oder nicht. Das bedeutet, dass die Interessen der Vertragsparteien unter Berücksichtigung des Informationsbedürfnisses einerseits und der Zumutbarkeit andererseits abzuwägen sind (BGH, NJW 2017, 2403, 2404, Rz. 18).

So kann es geboten sein, dass der wissensüberlegene Werkunternehmer dem wissensunterlegenen Kunden, hier dem Geschädigten, Hinweise gibt, wenn zu erwarten ist, dass der vereinbarte Preis in der Schadenregulierung zu Schwierigkeiten führt. Dabei ist jedoch auf eine objektive Überhöhung abzustellen und nicht auf bekannte „Wir erstatten nicht mehr als ...“-Marotten einzelner Versicherer (AG Dieburg, Urteil vom 27.05.2026, Az. 24 C 404/25).

Für die Bejahung einer Hinweispflicht genügt jedoch gerade nicht jede Überschreitung des ortsüblichen Tarifs (welcher sich ohnehin typischerweise innerhalb einer bestimmten Spanne bewegt). Vielmehr muss eine gewissen Erheblichkeitsschwelle überschritten werden (BGH, NJW 2017, 2403, 2405 Rz. 22). Eine Aufklärungspflicht für jede kleinste Überschreitung liefe faktisch auf eine gerichtliche Preiskontrolle hinaus (vgl. dazu Vuia, Anm. zu BGH, Az. VII ZR 95/16, NJW 2017, 2403, 2406).

Eine Überschreitung des Ortsüblichen von weniger als 20 Prozent genügt jedenfalls nicht für die Annahme einer Aufklärungspflicht (AG Köln, Urteil vom 09.06.2026, Az. 170 C 309/25).

Die Angemessenheit der geforderten Vergütung hat das Gericht jedoch nicht zu prüfen.

Eine gerichtliche Preiskontrolle findet gerade nicht statt, sondern nur ein Vergleich mit der Spanne der Üblichkeit (AG Leipzig, Urteil vom 11.08.2026, Az. 104 C 2275/26).



	Wichtiger Hinweis: Der Inhalt ist nach bestem Wissen und Kenntnisstand erstellt worden. Die Redaktion prüft ihn regelmäßig und passt ihn gegebenenfalls an. Gleichwohl schließen wir Haftung und Gewähr aus, da die Materie komplex ist und sich ständig wandelt. Muster dienen als Vorlage und sind individuell anzupassen.

Haben Sie noch Fragen? Schreiben Sie uns: kontakt@iww.de
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